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„Zurzeit prüft die Europäische Kom-
mission eine Reform des EU-Sorten-

schutzrechts. Züchter fordern eine all-
gemeine Auskunftspflicht unabhängig 
von Anhaltspunkten zum Nachbauver-
halten, um die Nachbaugebühren ein-
facher erheben zu können. Eine solche 
Regelung wäre jedoch Türöffner für 
Datensammlungen in großem Stile und 
der Anfang einer Abhängigkeitsspirale 
der Landwirte gegenüber den Züchtern. 
Der gläserne Landwirt würde insbeson-
dere den großen Züchtungsunterneh-
men als Informationsquelle dienen und 
zur Datennutzung für den eigenen wirt-
schaftlichen Erfolg einladen. Jährliche 
Nachbaugebühren und Auskunftspflich-
ten stellen nicht nur ureigenste Bauern-
prinzipien in Frage, sondern bergen das 
Risiko für Landwirte, sich den Züchtern 
offenbaren zu müssen. Es muss nach 
Lösungen gesucht werden, die den je-
weiligen Interessen von Züchtern und 
Landwirten langfristig, unbürokratisch 
und ohne negative Begleiterscheinungen 
gerecht werden.“ Diesen Kommentar 

„Wider den gläsernen Landwirt“
Bundestagsabgeordnete kommentieren Nachbaugebühren

hat der brandenburgische CDU-Bundes-
tagsabgeordnete und Bauer Hans-Georg 
von der Marwitz in einer Presseerklä-
rung veröffentlicht. Auch Lösungsan-
sätze bleibt er darin nicht schuldig, ver-
weist auf die Möglichkeit, die Z-Li-
zenzen zu erhöhen oder einen Fonds zu 
bilden, um eine „nachhaltige Pflan-
zenzüchtung“ zu unterstützen. Deut-
liche Worte von einem Politiker, beson-
ders von einem aus den Reihen der 
CDU. Aber als Bauer ist ihm die Dimen-
sion der derzeitigen politischen Bestre-
bungen in Brüssel vielleicht stärker be-
wusst als manch anderem. Unterstüt-
zung für ihr Anliegen erhielt die Interes-
sengemeinschaft gegen die Nachbauge-
bühren und Nachbaugesetze (IGN) 
jüngst auch von Kirsten Tackmann, 
Bundestagsabgeordnete der Linken und 
Mitglied im Agrarausschuss. „Aus Sicht 
der Bundestagsfraktion Die Linke ist 
der Nachbau ein moralisches Recht der 
Bäuerinnen und Bauern“, schreibt sie an 
die IGN und verweist ebenfalls auf die 
Suche nach alternativen Finanzierungs-

modellen. Bleibt zu hoffen, dass noch 
viele Kollegen der beiden Abgeordneten 
ähnlich in die Thematik einsteigen und 
entsprechend politisch handeln. cs

In Sonntagsreden wird von Politikern je-
der Couleur gern die Wichtigkeit des 

Erhalts der Biodiversität, besonders der 
auf dem Acker, betont. Sie könnten jetzt 
konkret etwas dafür tun. Bei der Reform 
des EU-Saatgutrechts, das derzeit hinter 
verschlossenen Türen in Brüssel verhandelt 
wird, geht es genau darum, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die die Agrobiodiver-
sität wieder stärken, indem sie eine Vielfalt 
in der landwirtschaftlichen Pflanzenzüch-
tung stärken. Genau das wird aber von 
einer starken Lobby bekämpft, maßgeblich 
von den mittelständischen Pflanzenzüch-
tungsunternehmen und ihrem europä-
ischen Dachverband ESA (European Seed 
Association). Deren Antrieb ist egois-
tischer Marktprotektionismus. Seit die 
Pflanzenzüchtung vor fünf, sechs Jahr-
zehnten aus der Hand nebenbei selektie-
render Bauern und Bäuerinnen zu einem 
professionalsierten Gewerbe wurde, 
musste zwangsläufig auch der Aspekt einer 
Refinanzierung des Aufwands zur Erzeu-
gung neuen Saatguts immer stärker ins 
Augenmerk rücken. So wurde das Instru-
ment des Sortenschutzes eingeführt, aller-
dings anfangs bewusst lockerer gestrickt 
als das strengere Patentrecht. Es enthielt 
ein Züchter- und Landwirteprivileg, um 
unternehmerische Vielfalt zuzulassen. Seit-
dem aber arbeiten die wachsenden Unter-

Den Saatgutmarkt entscheiden lassen
Die Reform des EU-Saatgutrechts droht die unternehmerische Vielfalt weiter einzuschränken

nehmen der klassischen Züchterbranche 
erfolgreich daran, Verschärfungen in Rich-
tung Patentrecht im Sortenschutz bei der 
Politik durchzusetzen. „Je größer die 
Strukturen der Unternehmen, umso größer 
der Druck, Einkommen zu generieren“, 
bringt es Ökozüchter Gebhard Rossma-
nith auf den Punkt. 

Homogenitätsfalle
Mit der neuesten Reform drohen weitere 
Verschärfungen. So steht zu befürchten, 
dass die von den Erhaltungszüchtern zum 
Schutz alter Sorten und der genetischen 
Vielfalt geforderten Liberalisierungen im 
Saatgutverkehrsrecht, wo es um die Han-
delbarkeit von Saatgut geht, auf der Stre-
cke bleiben. Initiativen wie Kokopelli, 
müssten weiterhin fürchten, verklagt zu 
werden, wenn sie mit alten Sorten han-
deln. Auch die Züchter, die sich um neue 
Sorten für den ökologischen Landbau be-
mühen, müssen nach den letzten Hinwei-
sen aus Brüssel fürchten, dass ihre Anlie-
gen dort nicht aufgenommen werden. 
Gebhard Rossmanith von der Bingenhei-
mer Saatgut AG, einem der größten Ak-
treue in Deutschland besonders im Bereich 
von ökologischem Gemüsesaatgut, spricht 
von der „Homogenitätsfalle“, in der sol-
che Unternehmen sitzen. Die inzwischen 
immer schärfer gewordenen Anforderun-

gen, die die Prüfinstitutionen an die Ho-
mogenität einer neuen Sorten stellen, kön-
nen von Ökosorten kaum erfüllt werden. 
Gemessen an den Hochleistungshybriden, 
von denen es immer mehr im Markt gibt, 
die sich unter Umständen nur in Nuancen 
voneinander unterscheiden, scheitern sa-
menfeste Sorten an den immer kleiner wer-
denden Fenstern, die der Zwang zu Neu-
heit und Homogenität in der Sortenzulas-
sung mit sich bringt. Diese Sorten versagen 
am System und nicht an den Ansprüchen, 
die die Anbauer an sie stellen würden, und 
erreichen sie und den Markt damit gar 
nicht mehr. Hier könnte die neue Saatgut-
gesetzgebung Sonderregelungen schaffen, 
die Verantwortlichen wollen das aber of-
fenbar nicht. „Für uns ist das ein Fiasko“, 
sagt Rossmanith. Auch der Ökoanbauver-
band Bioland hatte Vorschläge eingereicht: 
eine zweite Zulassungsschiene für samen-
feste Sorten, den Erhalt des freien Nach-
baus, ein liberaler Umgang mit alten Sor-
ten. Nun kommt es darauf an, wie sich die 
EU-Parlamentarier verhalten, die die Kom-
missionsvorschläge im nächsten Frühjahr 
auf die Schreibtische bekommen sollen. 
„Wir hatten auf eine klarere Rechtslösung 
im Sinne der Biodiversität gehofft“, sagt 
Rossmanith, „damit der Markt entschei-
den kann, was Qualität ist, und nicht die 
Saatgutindustrie.“ cs

Prächtig         
verdient
„Globale Anbieter ver-
dienen prächtig“ – so 
überschreibt die Agrar-
Zeitung einen Bericht 
über Umsätze und 
Erträge der Pestizid-Kon-
zerne Syngenta, BASF, 
DuPont und Dow. Die 
hohen Agrarpreise zeig-
ten Wirkung und führten 
zu höheren Intensitäten 
und mehr Nachfrage 
nach Pesitiziden. en 
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